
 

 

 
 

Kantonsratsbeschluss 
 Vom 26.06.2018 

 

 

Nr. SGB 0050/2018  

 

Standesinitiative zur Postversorgung 

  

Der Kantonsrat von Solothurn, gestützt auf Artikel 160 Absatz 1 der Bundesverfassung vom 

18. April 1999 1) und Artikel 37 Absatz 1 Buchstabe e und 76 Absatz g der Verfassung des Kan-

tons Solothurn vom 8. Juni 1986 2), nach Kenntnisnahme von Botschaft und Entwurf des Regie-

rungsrates vom 30. April 2018 (RRB Nr. 2018/672), beschliesst: 

 

I. 

Die Bundesversammlung wird ersucht, der nachstehenden Standesinitiative Folge zu leisten: 

"Das Postgesetz (PG, SR 783.0) und die dazugehörige Postverordnung (VPG, SR 783.01) sind da-

hingehend abzuändern, dass der wirtschaftliche Optimierungsdruck im Bereich des Poststellen-

netzes reduziert wird und das Leistungsangebot (Service public) im Sinne von Art. 1 des PG min-

destens erhalten werden kann. Das Leistungsangebot soll stabilisiert und die Anpassungsge-

schwindigkeit an die Bedürfnisse der Bevölkerung angepasst werden." 

 

II. 

Die Parlamentsdienste werden beauftragt, diesen Beschluss einschliesslich der Botschaft der 

Bundesversammlung zu übermitteln. 

 

 

Im Namen des Kantonsrats 

Urs Ackermann Dr. Michael Strebel 

Präsident Ratssekretär 

 

 

Dieser Beschluss unterliegt nicht dem Referendum. 

 

 

 

 

Verteiler 

Volkswirtschaftsdepartement 

Amt für Wirtschaft und Arbeit 

Kantonale Finanzkontrolle 

Parlamentsdienste (1497/2018)  

 

1) SR 101. 
2) BGS 111.1. 


